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Wien, am 22. August 2018 

 

 

Der Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Alfred J. Noll, Kolleginnen und Kollegen haben am 

26. Juni 2018 unter der Zahl 1125/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend „Erhöhung der Strafen für Gewalt- und Sexualstraftäter (Fortsetzung)“ gerichtet. 

 

Diese Anfrage beantworte ich nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 

 

Frage 1: 

Ist Staatssekretärin Edtstadler dem BMI in ihrer Funktion als Leiterin der Task Force 

Strafrecht weisungsgebunden? 

 

Staatssekretärin Edtstadler ist nur mir gemäß Art. 78 Abs. 3 B-VG weisungsgebunden. Im 

Zuge der Einrichtung der Task Force wurde sie mit der koordinierenden Leitung beauftragt.  

 

Fragen: 

2. Ist Staatssekretärin Edtstadler dem BMVRDJ in ihrer Funktion als Leiterin der Task Force 

Strafrecht weisungsgebunden? 

3. Ist Staatssekretärin Edtstadler der BMASGK in ihrer Funktion als Leiterin der Task Force 

Strafrecht weisungsgebunden? 

4. Ist Staatssekretärin Edtstadler dem BK in ihrer Funktion als Leiterin der Task Force 

Strafrecht weisungsgebunden? 
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5. Ist Staatssekretärin Edtstadler dem VK in ihrer Funktion als Leiterin der Task Force 

Strafrecht weisungsgebunden? 

6. Ist Staatssekretärin Edtstadler der BMFJ in ihrer Funktion als Leiterin der Task Force 

Strafrecht weisungsgebunden? 

 

Nein. Im Übrigen fällt die Beantwortung der Fragen 2 bis 6 fällt nicht in den Vollzugsbereich 

des Bundesministeriums für Inneres. 

 

Fragen: 

7. Wenn Edtstadler mehreren Regierungsmitgliedern weisungsgebunden ist: Wie ist 

vorzugehen, wenn es zu widersprechenden Weisungen der Regierungsmitglieder kommt? 

8. Wenn Edtstadler keinem der genannten weisungsgebunden ist: Wem ist sie 

weisungsgebunden? 

 

Es wird auf die Beantwortung der Frage 1 verwiesen. 

 

Fragen: 

9. Handelt es sich bei der Task Force Strafrecht ebenso um eine Kommission im Sinne des  

§ 8 Bundesministeriengesetz? 

9a. Wenn nein: Auf welcher Rechtsgrundlage wurde die Staatssekretärin von BK und VK mit 

der Errichtung und Leitung der Task Force beauftragt? 

10. Wie setzt sich die "Task Force" zusammen? 

 

Zu den Fragen 9, 9a und 10 wird auf die Beantwortung der parlamentarischen Anfrage 468/J 

vom 9. Mai 2018 (464/AB XXVI. GP) verwiesen: 

 

In Umsetzung des Regierungsprogramms wurde die Staatssekretärin im Bundesministerium 

für Inneres, Mag. Karoline Edtstadler, von Bundeskanzler Sebastian Kurz und Vizekanzler 

Heinz-Christian Strache mit der Errichtung und Leitung einer Task Force „Strafrecht“ 

beauftragt. In enger Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Verfassung, Reformen, 

Deregulierung und Justiz, Dr. Josef Moser, der Bundesministerin im Bundeskanzleramt für 

Frauen, Familien und Jugend, Dr. Juliane Bogner-Strauß, der Bundesministerin für Arbeit, 

Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz, Mag. Beate Hartinger-Klein, und mir als 

Bundesminister für Inneres wird es Aufgabe der Task Force sein, unter Einbindung von 

Expertinnen und Experten aus der Praxis Empfehlungen für eine weitere Strafverschärfung 

bei Gewalt- und Sexualdelikten sowie für Verbesserungen und die Erzielung von Synergien 

in den Bereichen Opferschutz und aktive Täterarbeit zu erarbeiten.  
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Auf dem Gebiet des Strafrechts soll sich die Task Force damit auseinandersetzen, ob die mit 

dem Strafrechtsänderungsgesetz 2015 vorgenommenen Reformschritte, der Zielsetzung der 

Reform, aber auch jenen des Regierungsprogramms gerecht werden. Dazu wurde in einem 

ersten Schritt eine wissenschaftliche Evaluation über die Auswirkungen des 

Strafrechtsänderungsgesetzes 2015 und der Strafgesetznovelle 2017 auf die Entwicklung 

der Strafenpraxis im Bereich der Körperverletzungsdelikte (§§ 80 bis 87 StGB) und der 

Delikte gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung (§§ 201 bis 218 StGB) in Auftrag 

gegeben. Auf deren Ergebnissen aufbauend gilt es dann jene konkreten Bereiche 

auszuloten, in denen im Sinne der Zielsetzungen der Bundesminister für Verfassung, 

Reformen, Deregulierung und Justiz gesetzliche Maßnahmen im Sinne des 

Regierungsprogramms vorschlagen soll. Zu diesem Zweck wurde eine Arbeitsgruppe 

„Strafrecht“ unter der Leitung des Leiters der Strafrechtssektion des Bundesministeriums für 

Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, Generalsekretär Mag. Christian Pilnacek, 

eingerichtet.  

 

Auf dem Gebiet des Opferschutzes soll die Arbeitsgruppe „Opferschutz und Täterarbeit“ 

unter der Leitung des Leiters der Rechtssektion des Bundesministeriums für Inneres, 

Sektionschef Dr. Mathias Vogl, Verbesserungspotentiale prüfen und konkrete 

Umsetzungsvorschläge ausarbeiten.  

 

Bei beiden Arbeitsgruppen handelt es sich um Kommissionen im Sinne des § 8 Bundes-

ministeriengesetz.  

 

Fragen: 

11. Gehören dieser Task Force auch diejenigen externen Experten an, welche die Reform im 

Vorfeld kritisiert haben? 

11a. Wenn nein: Weshalb nicht? 

 

Es wird auf die Beantwortung der Frage 28 verwiesen. 

 

Fragen: 

12. Werden die Ergebnisse dieser "Task-Force" veröffentlicht werden? 

12a. Wenn nein: Weshalb nicht? 

 

Die Ergebnisse der Task Force werden veröffentlicht werden. 
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Fragen: 

13. Wie werden Sie vorgehen, wenn sich die Mehrheit der Mitglieder gegen die Erhöhung 

von Strafen aussprechen, wie dies bereits bei der Arbeitsgruppe StGB 2015 der Fall war? 

14. Welche Vorteile hat die Ausarbeitung einer strafrechtlichen Reform durch diese Task 

Force und die Unterarbeitsgruppen gegenüber einer Ausarbeitung in der zuständigen 

Sektion im BMVRDJ? 

 

Die Beantwortung dieser Fragen fällt nicht in die Vollzugsbereich des Bundesministeriums 

für Inneres. 

 

Frage 15: 

Mit welchen Kosten rechnen Sie im Rahmen der Ausarbeitung von Reformvorschlägen durch 

die "Task Force"? 

 

Meinungen und Einschätzungen unterliegen nicht dem parlamentarischen 

Interpellationsrecht. 

 

Frage 16: 

Mit welchen Mehrkosten rechnen Sie durch die Einsetzung dieser Task Force, zB durch 

zusätzliche Wege, welche die beteiligten Personen zurücklegen müssen oder die 

Heranziehung externer Experten, gegenüber einer Ausarbeitung durch die zuständige 

Sektion im BMVRDJ? 

 

Die Beantwortung dieser Frage fällt nicht in die Vollzugsbereich des Bundesministeriums für 

Inneres. 

 

Frage 17: 

Von welchem Bundesminister wurde die Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" iSd § 8 

BMG eingesetzt? 

 

Die Kommission wurde von Staatssekretärin Edtstadler in ihrer Eigenschaft als 

koordinierende Leiterin und in meinem Auftrag eingesetzt.  

 

Frage 18: 

Ist Sektionschef Vogl als Leiter der Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" dem BMI 

weisungsgebunden? 
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Ja. 

 

Fragen:  

19. Ist Sektionschef Vogl als Leiter der Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" der 

Staatssekretärin Edtstadler weisungsgebunden? 

20. Ist Sektionschef Vogl als Leiter der Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" dem 

BMVRDJ weisungsgebunden? 

21. Ist Sektionschef Vogl als Leiter der Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" der 

BMASGK weisungsgebunden? 

22. Ist Sektionschef Vogl dem BK als Leiter der Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" 

weisungsgebunden? 

23. Ist Sektionschef Vogl dem VK als Leiter der Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" 

weisungsgebunden? 

24. Ist Sektionschef Vogl als Leiter der Arbeitsgruppe "Opferschutz und Täterarbeit" der 

BMFJ weisungsgebunden? 

 

Nein. 

 

Fragen: 

25. Wenn Vogl mehreren Regierungsmitgliedern weisungsgebunden ist: Wie ist vorzugehen, 

wenn es zu widersprechenden Weisungen der Regierungsmitglieder kommt? 

26. Wenn Vogl keinem der genannten Regierungsmitgliedern weisungsgebunden ist: Ist 

Sektionschef Vogl in seiner Funktion als Leiter der Arbeitsgruppe weisungsfrei? 

 

Es wird auf die Beantwortung der Fragen 19 bis 24 verwiesen. 

 

Frage 27: 

Wie setzt sich die "Arbeitsgruppe Opferschutz" unter der Leitung des Sektionschefs 

zusammen? 

 

Die Arbeitsgruppe Opferschutz und Täterarbeit setzt sich derzeit aus Expertinnen und 

Experten des Bundesministeriums für Frauen, Familien und Jugend, des 

Bundesministeriums für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, des 

Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, des Bundesministeriums 

für Bildung, Wissenschaft und Forschung, des Bundesministeriums für Europa, Integration 

und Äußeres, des Bundesministeriums für Inneres, der Länder, der Landespolizeidirektionen, 

der Universität Wien, der Medizinischen Universität Wien, der Gewaltschutzzentren, des 
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Zusammenschlusses der österreichischen Frauenhäuser, der Gesundheit Österreich GmbH, 

des Bundesverbandes Österreichischer Kinderschutzzentren, des Psychosozialen Dienstes 

in Wien, der Bewährungshilfe und Konfliktregelung, der Opferhilfe, des Dachverbandes 

Männerarbeit Österreich, des Instituts für Gewaltprävention und Konfliktmanagement, des 

Vereins Safer Internet, des Vereins Kassandra, der Vereinigung der österreichischen 

Richterinnen und Richter, der Vereinigung österreichischer Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte, der Österreichischen Rechtsanwaltskammer, des Center of Legal 

Competence, des Instituts für Konfliktforschung und des Bundesverbandes der Autonomen 

Frauennotrufe Österreichs zusammen. 

 

Fragen: 

28. Gehören dieser Arbeitsgruppe auch diejenigen externen Experten an, welche die Reform 

im Vorfeld kritisiert haben? 

28a. Wenn nein: Weshalb nicht? 

 

Die breite interinstitutionelle Zusammenarbeit gewährleistet eine umfassende Diskussion in 

der Arbeitsgruppe. 

 

Fragen: 

29. Werden die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe veröffentlicht werden? 

29a. Wenn nein: Weshalb nicht? 

 

Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe werden veröffentlicht werden. 

 

Fragen: 

30. Wie werden Sie vorgehen, wenn sich die Mehrheit der Experten gegen die Erhöhung von 

Strafen aussprechen, wie dies bereits bei der Arbeitsgruppe StGB 2015 der Fall war? 

31. Welche Vorteile hat die Ausarbeitung einer strafrechtlichen Reform durch diese 

Arbeitsgruppe gegenüber einer Ausarbeitung in der zuständigen Sektion (IV. 3.) im 

BMVRDJ? 

32. Mit welchen Kosten rechnen Sie im Rahmen der Ausarbeitung von Reformvorschlägen 

durch diese Arbeitsgruppe? 

33. Mit welchen Mehrkosten rechnen Sie durch die Einsetzung dieser Arbeitsgruppe, zB 

durch zusätzliche Wege, welche die beteiligten Personen zurücklegen müssen oder die 

Heranziehung externer Experten, gegenüber einer Ausarbeitung durch die zuständige 

Sektion im BMVRDJ? 
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34. Von welchem Bundesminister wurde die Arbeitsgruppe "Strafrecht" iSd § 8 BMG 

eingesetzt? 

35. Inwiefern ist es sinnvoll, den Generalsekretär zum Leiter einer Arbeitsgruppe, deren Ziel 

die Erhöhung von Strafen ist, zu machen, wenn er selbst als Leiter der Arbeitsgruppe StGB 

2015 am Abschlussbericht mitgearbeitet hat, dessen Conclusio zur Erhöhung von Strafen 

lautete: "Eine große Änderung des Systems der Strafdrohungen im Sinne des oben 

angeführten Vorschlages führt zu einer Einschränkung des Spielraums bei der 

Strafzumessung in der Praxis. Eine derartige Einschränkung ist nicht wünschenswert, da die 

Strafe für jeden Einzelfall unter Berücksichtigung aller Strafzumessungsgründe verhängt wird 

und weite Strafrahmen die in der Praxis nötige Flexibilität bei der Verhängung der Strafen 

bieten." (Vgl 104 BlgNr 25 GP 7)? 

 

Die Beantwortung der Fragen 30 bis 35 fällt nicht in die Vollzugsbereich des 

Bundesministeriums für Inneres. 

 

36. Ist Generalsekretär Pilnacek als Leiter der Arbeitsgruppe "Strafrecht" dem BMI 

weisungsgebunden? 

37. Ist Generalsekretär Pilnacek als Leiter der Arbeitsgruppe "Strafrecht" der 

Staatssekretärin Edtstadler weisungsgebunden? 

 

Nein. 

 

38. Ist Generalsekretär Pilnacek als Leiter der Arbeitsgruppe "Strafrecht" dem BMVRDJ 

weisungsgebunden? 

39. Ist Generalsekretär Pilnacek als Leiter der Arbeitsgruppe "Strafrecht" der BMASGK 

weisungsgebunden? 

40. Ist Generalsekretär Pilnacek als Leiter der Arbeitsgruppe "Strafrecht" dem BK 

weisungsgebunden? 

41. Ist Generalsekretär Pilnacek als Leiter der Arbeitsgruppe "Strafrecht" dem VK 

weisungsgebunden? 

42. Ist Generalsekretär Pilnacek als Leiter der Arbeitsgruppe "Strafrecht" der BMFJ 

weisungsgebunden? 

43. Wenn Pilnacek mehreren Regierungsmitgliedern weisungsgebunden ist: Wie ist 

vorzugehen, wenn es zu widersprechenden Weisungen der Regierungsmitglieder kommt? 

44. Wenn Pilnacek keinem der genannten Regierungsmitglieder weisungsgebunden ist: Ist 

der Generalsekretär in seiner Funktion als Leiter der Arbeitsgruppe weisungsfrei? 
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45. Wie setzt sich die "Arbeitsgruppe Strafrecht" unter der Leitung des Generalsekretärs 

zusammen? 

46. Gehören dieser Arbeitsgruppe auch diejenigen externen Experten an, welche die Reform 

im Vorfeld kritisiert haben? 

46a. Wenn nein: Weshalb nicht? 

47. Wie werden Sie vorgehen, wenn sich die Mehrheit der Experten gegen die Erhöhung von 

Strafen aussprechen, wie dies bereits bei der Arbeitsgruppe StGB 2015 der Fall war? 

48. Werden die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe veröffentlicht werden? 

48a. Wenn nein: Weshalb nicht? 

49. Welche Vorteile hat die Ausarbeitung einer strafrechtlichen Reform durch diese 

Arbeitsgruppe gegenüber einer Ausarbeitung in der zuständigen Sektion im BMVRDJ? 

50. Mit welchen Mehrkosten rechnen Sie durch die Einsetzung dieser Arbeitsgruppe, zB 

durch zusätzliche Wege, welche die beteiligten Personen zurücklegen müssen oder die 

Heranziehung externer Experten, gegenüber einer Ausarbeitung durch die zuständige 

Sektion im BMVRDJ? 

 

Die Beantwortung der Fragen 38 bis 50 fällt nicht in die Vollzugsbereich des 

Bundesministeriums für Inneres. 

 

 

 

 

 

Herbert Kickl 
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